
Aktenzeichen:  
51 O 301/26

Landgericht Stuttgart

Beschluss

In dem Verfahren

Pro Rauchfrei e.V., vertreten durch deren Vorstandsvorsitzenden Stephan Weinberger, Birken-
straße 7, 94539 Grafling
- Antragsteller -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Mueller.legal Rechtsanwälte Partnerschaft, Mauerstraße 66, 10117 Berlin, 
Gz.: VRS-26-006274

gegen

Fair Com GmbH & Co. KG, vertreten durch d. persönl. haft. Gesellschafter, Römerstraße 5, 
70178 Stuttgart
- Antragsgegnerin -

wegen UWG; Unterlassung gegen Verstoßes gegen § 19 TabakerzG

hat das Landgericht Stuttgart - 51. Zivilkammer - durch die Vorsitzende Richterin am Landgericht 

Mosthaf, die Richterin am Landgericht Falkenecker-Klamp und die Richterin am Amtsgericht 

Dr. Mühlbauer am 29.09.2026 ohne mündliche Verhandlung wegen Dringlichkeit gemäß § 937 

Abs. 2 ZPO beschlossen:

1. Der Antragsgegnerin wird bei Meidung eines vom Gericht für jeden Fall der Zuwiderhand-

lung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 EUR, ersatzweise Ordnungs-

haft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten untersagt,

im geschäftlichen Verkehr im Internet

 



a. elektronische Zigaretten oder Nachfüllbehälter unter Verwendung von Bildelementen 

und/oder Bildhintergründen in einer Weise darzustellen, die über eine rein sachliche Pro-

duktinformation wie Produktname, Preis, Packungsgröße oder sonstige technische Daten 

hinausgeht, wenn dies geschieht wie folgt: 
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sofern nicht die Voraussetzungen einer Ausnahme nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 TabakerzG 

vorliegen.

b. elektronische Zigaretten oder Nachfüllbehälter mit Aussagen zu beschreiben:

(1) welche den Konsum der Produkte erstrebenswert erscheinen lassen, wie geschehen 

durch die Aussage

„Liebhaber der beliebten Einweg-Puffs von Elf Bar können ihren Lieblingsgeschmack jetzt 

auch in ihrer E-Zigarette genießen.“

(2) welche den Geruch oder Geschmack der Produkte positiv beschreiben, wie geschehen 

durch die Aussage

„Erleben Sie den erfrischenden Geschmack von Elfbar Liquid“

(3) welche das Produkt als interessant und empfehlenswert erscheinen lassen, wie ge-

schehen durch die Aussage 

„einzigartige[s] Liquid“ und / oder „Dampferlebnis“

(4) welche die Wirkung des Nikotins herausstellen, wie geschehen durch die Aussage „an-

genehme Dosis von 20mg Nikotinsalz“

sofern nicht die Voraussetzungen einer Ausnahme nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 Ta-

bakerzG vorliegen.
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2. Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

3. Der Streitwert wird auf 15.000,00 € festgesetzt.

4. Mit dem Beschluss ist zuzustellen:

Antragsschrift vom 28.09.2026 nebst Anlagen Ast. 1 - 9

Gründe:

Der Beschluss beruht auf §§ 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 2, 3 Abs. 1, 3a UWG i.V.m. § 19 Abs. 2 und 3  

i.V.m. § 2 Nr. 5 TabakerzG i.V.m. § 12 UWG i.V.m. §§ 935, 937 Abs. 2 ZPO.

Wegen des Sachverhaltes wird auf die Antragsschrift vom 25.09.2026 sowie die damit vorgeleg-

ten Unterlagen, insbesondere das Abmahnschreiben vom 11.09.2026 (Anlage ASt 7) Bezug ge-

nommen.

Ergänzend wird wie folgt ausgeführt:

Die Entscheidung ergeht wegen besonderer Dringlichkeit ohne mündliche Verhandlung gemäß § 

937 Abs. 2 ZPO.

Das außergerichtliche Abmahnschreiben vom 11.09.2026 hat genau diejenigen Handlungen um-

fasst, die der Antragssteller nun mit dem vorliegenden Eilverfahren von der Antragsgegnerin un-

terbunden haben möchte. Der Antragsgegnerin war damit bereits durch die Abmahnung die Mög-

lichkeit eingeräumt, alles für die nun gerichtliche Entscheidung Erhebliche vorzutragen, weshalb 

der Grundsatz der prozessualen Waffengleichheit auch dadurch ausreichend beachtet ist (vgl. 

hierzu BVerfG - 2. Kammer des Ersten Senats -, Beschl. v. 27.7.2020 – 1 BvR 1379/20, GRUR 

2020, 1119, beck-online RN 21-22; Anders/Gehle/Becker, 84. Aufl. 2026, ZPO § 937 Rn. 9, 

beck-online).

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch ist nicht an eine Frist gebun-
den.

Der Widerspruch ist bei dem 

Landgericht Stuttgart
Urbanstraße 20
70182 Stuttgart
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zu erheben.

Der Widerspruch muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden.

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 300 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Stuttgart
Urbanstraße 20
70182 Stuttgart

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem vierten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingelegt werden. Eine Einlegung per E-Mail ist 
nicht zulässig. Wie Sie bei Gericht elektronisch einreichen können, wird auf www.ejustice-bw.de beschrie-
ben.

Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, 
durch eine Behörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektroni-
sches Dokument zu übermitteln. Ist dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die 
Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Er-
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Doku-
ment nachzureichen.

 

Mosthaf Falkenecker-Klamp Dr. Mühlbauer
Vorsitzende Richterin 

am Landgericht
Richterin 

am Landgericht
Richterin 

am Amtsgericht
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